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Rechtsberatung VSAV

Sachverhalt

Für drei Kinder einer allein erziehenden Mutter im Alter von 1, 5 und 13 Jahren besteht besteht eine Beistandschaft nach Art. 308 ZGB (nicht ersichtlich, ob nach 308 Abs. 1 oder Abs. 2, jedoch offensichtlich ohne Beschränkung der elterlichen Sorge nach Abs. 3). Nach Beobachtungen der Beiständin und im Rahmen einer sozialpädagogischen Familienbegleitung fällt die Mutter auf durch sehr impulsives, verbal gewalttätiges und unkontrolliertes Verhalten, das auch Schläge als Erziehungsmittel einschliesst.. Die sozialpädagogische Familienbegleitung wurde abgebrochen, weil der Mutter jegliche Einsicht und Bereitschaft für eine Veränderung fehle. Eine offensichtliche Vernachlässigung der Kinder oder „spezielle Auffälligkeiten“ seien nicht festzustellen.
Vor einem Jahr hat die VB ein ambulantes Gutachten über die Erziehungsfähigkeit der Mutter  und das Gefährdungspotenzial der Kinder in Auftrag gegeben. Da die Mutter jegliche Kooperation verweigert und keine Termine beim beauftragten ärztlichen Dienst wahrnimmt, konnte bis heute kein Gutachten erstellt werden.

Die Beiständin beantragt nun der VB eine stationäre Begutachtung der Mutter.

Der VB-Sekretär erkundigt sich nach der rechtlichen Grundlage dafür, da nach seiner Ansicht die Bestimmungen über die FFE nicht zur Anwendung kommen, da die Mutter nicht psychisch krank sei.

Erwägungen

1. Nicht aus dem Wortlaut, wohl aber aus der Entstehungsgeschichte der Bestimmungen über die FFE ergibt sich, dass die Einweisung in eine Klinik zum Zwecke der medi-zinischen Abklärung zulässig ist. Die Abklärung muss sich allerdings auf die Frage beziehen, ob wegen eines in Art. 397a ZGB aufgezählten Schwächezustandes eine FFE notwendig ist (BSK-Geiser, Art. 397a ZGB N16). Dies ist jedoch bei der geschilderten Ausgangslage nicht der Fall, womit die Bestimmungen über die FFE tatsächlich keine Rechtsgrundlage für eine solche stationäre Begutachtung liefern.
2. Der geschilderte Sachverhalt lässt es auch sachlich als fraglich erscheinen, ob ein Gutachten mehr Klarheit und Anhaltspunkte für weitergehende Kindesschutzmass-nahmen liefert. Die Beobachtungen und Feststellungen der Beiständin und der sozialpädagogischen Familienbegleitung genügen, um eine eindeutige Gefährdung der Kinder festzustellen. Aus der Vorgeschichte geht auch hervor, dass der Mutter die Einsicht und die Bereitschaft fehlt, sich helfen zu lassen, weshalb die VB aufgrund des Subsidiaritätsprinzips gefordert ist, zu handeln. 
3. Ob die Gefährdung so ernsthaft ist, dass ein Obhutsentzug für eines oder alle Kinder angeordnet werden kann und in einem allfälligen Rechtsmittelverfahren stand hält, ist schwierig zu beurteilen. Es handelt sich wohl um einen der Fälle, in denen zwar eine manifeste Gefährdung des Kindswohls besteht und auch Schädigungen zu befürchten sind. Dennoch erscheint es schwierig, im gegenwärtigen Zeitpunkt die Gefährdung so zu objektivieren, dass sie den hohen rechtlichen Anforderungen an einen Obhutsent-zug gegen den Willen der Mutter genügt. Es fehlt offenbar zur Zeit namentlich an „Auffälligkeiten“ der Kinder. Weitere Abklärungen und Sammlung von Fakten sind deshalb wohl unterlässlich. Angesichts der Tatsache, dass aber ein Kind sicher die Schule und das zweite den Kindergarten besucht, sind Kindergärtnerin und Lehrperson weitere wichtige Akteure, die wichtige Informationen liefern können. Gesundheit und Entwicklungsstand des Kleinkindes kann durch die Mütter-Väter-Beratung abgeklärt und das Gefährdungspotenzial eingeschätzt werden. Hilfen im Umgang mit solchen schwierigen Entscheidungssituationen liefert die Broschüre des Schweizerischen Fachverbands für Sozial- und Heilpädagogik, Ausserfamiliäre Platzierung, ein Leitfaden für zuweisende und platzierungsbegleitende Fachleute, verfasst von Stefan Blülle, Zürich 1996, namentlich S. 15 ff.
4. Zur Frage der Notwendigkeit einer Begutachtung von Mutter und Kindern liefert BGE 131 III 409 vom 26. April 2005 wichtige Anhaltspunkte. Das Bundesgericht hat in diesem Entscheid mit überzeugender Argumentation eine Berufung einer Mutter abgelehnt, die rügte, dass vor dem Obhutsentzug keine Begutachtung stattgefunden habe. Vgl. auch die Besprechung dieses Entscheids von Ch. Häfeli, Aufhebung der elterlichen Obhut – Art. 310, Allgemeine Voraussetzungen und Begutachtung im besonderen, in Jusletter 31. Oktober 2005. Dieser Bundesgerichtsentscheid wirkt der verbreiteten Tendenz von Sozialarbeiter/innen und Vormundschaftsbehörden entgegen, ihre Entscheidungen auf kinder- und jugendpsychiatrische Gutachten abzustützen, statt der eigenen Urteilskraft zu vertrauen.
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